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Bodenständig im 

Abgeordnetenhaus

Liebe Leser,

die Arbeit in der Opposition in Berlin 

ist wunderbar: Wenn man das Selbst-

verständliche fordert, kann man sich 

sicher sein, daß Rot-Mauerrot-Grün 

dagegen ist.

Ob bei von Linksradikalen besetzten 

Kreuzungen, judenfeindlichen Al-

Quds-Aufmärschen, in Poller-Auen 

verwandelte Parkplätze oder Bussen 

mit Taschenlampenbatterien – immer 

ist die Landesregierung der Haupt-

stadt auf der Seite der offensichtlich 

falschen Lösung.

Dieses Phänomen zieht sich durch das 

gesamte Abgeordnetenhaus – ange-

fangen bei den Plenarsitzungen über 

die Ausschußsitzungen bis hin zu den 

Positionen, die die Senatspolitiker in 

den Medien und sozialen Netzwerken 

als den Standpunkt der Berliner zu 

vertreten glauben.

Das Abgeordnetenhaus steht Kopf. 

Und wer bodenständig bleibt, dem 

wird vorgeworfen, daß er nicht wie die 

anderen im Handstand durch das Ab-

geordnetenhaus turnt. Kein Wunder, 

daß der AfD dort so viel Ablehnung 

entgegenschlägt.           Ihr Andreas Wild

Plenarrede vom 15. August 19: Flüchtlingsbürgen zur Kasse bitten

Frau Präsidentin! 

Sehr geehrte Damen und Herren!

Zunächst einmal zu Frau Jarasch und 

Frau Böcker-Giannini: Ich verstehe 

gar nicht, weshalb Sie immer von 

„Bürginnen“ und „Bürgerinnen“ spre-

chen, wenn Sie Bürgen und Bürger 

meinen, aber nicht von „Verbreche-

rinnen“ und „Betrügerinnen“, wenn 

Sie Verbrecher und Betrüger meinen.

Drei Viertel der Bürger mißtrauen 

politischen Parteien in Deutschland. 

Zum Jahreswechsel meldete das Ma-

gazin „Focus“, daß nun auch das Ver-

trauen in unsere Justiz nachläßt.

Diese Befunde sollten für die Berliner 

Landesregierung Anlaß sein, Anstren-

gungen zu unternehmen, das verlore-

ne Vertrauen zurückzugewinnen. Wer 

eine Bürgschaft abgibt, für den Unter-

halt eines anderen aufzukommen, 

der muß damit rechnen, vom Gläubi-

ger auch in Anspruch genommen zu 

werden. Neuerdings scheint es aber 

nicht nur in Berlin so zu sein, daß der-

artige Ansprüche dann nicht geltend 

gemacht werden, wenn es sich um 

sogenannte Flüchtlinge oder Schutz-

suchende handelt. Das Bundesminis-

terium für Arbeit und Soziales hat die 

Jobcenter angewiesen, die Forderun-

gen gegenüber den Bürgen niederzu-

schlagen.

Das heißt, es gibt Weisungen, gel-

tendes Recht nicht anzuwenden. Das 

hört man im Deutschland der Angela 

Merkel häufiger, daß geltendes Recht, 

wenn es politisch in den Kram paßt, 

nicht angewendet wird. Das gilt auch 

für Berlin.

Wer falsch parkt, soll die Gebühr für 

eine Ordnungswidrigkeit bezahlen. 

Jedermann soll seine Steuern zahlen 

und nicht schwarz mit der BVG fah-

ren. Es kann nicht sein, daß die Ge-

sinnung oder die gute Absicht darüber 

entscheiden, für wen Gesetze gelten 

und für wen nicht. Wer so etwas zu-

läßt, soll sich nicht darüber wundern, 

daß das Vertrauen der Bürger in den 

Rechtsstaat weiter schwindet. Hier 

werden Kosten auf die Solidarge-

meinschaft abgewälzt, die sich Ein-

zelne aus wel-

chen Gründen 

auch immer zu 

übernehmen ver-

pflichtet haben.
Es waren nicht 

die sozial schwa-

chen Berliner, 

die solche Bürg-

schaften im über-

schwänglichen 

Großmut, im 

Rausch der so-

genannten Will-

kommenskultur 

übernommen ha-

ben. Durch Win-

kelzüge von der 

Regierung und Verwaltung sollen nun 

unsere sozial Schwachen gezwungen 

werden, für die Verpflichtungen der 
zwischenzeitlich ernüchterten Bahn-

hofsklatscher aufzukommen. Das ist 

Umverteilung von unten nach oben! 

– Danke!

Als Zwischenrufer*Innen gefielen 
sich:
• Steffen Zillich (LINKE):  

1. Noch mal! Das habe ich nicht 
    verstanden! 
2. Das möchte ich noch mal hören!

• Bettina Jarasch (GRÜNE):  
Und -innen!

• Regina Kittler (LINKE): Nee, das 
ist Blödsinn, was Sie da sagen!

• Raed Saleh (SPD): Noch mal neu 
anfangen!

Damit er hierbleiben kann: Wie man sieht, bestens integriert.

Das ist Umverteilung 
von unten nach oben!„ “
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Sehr geehrte Frau Präsidentin!

Sehr geehrte Damen und Herren!

Ein Wort zuerst zur Nachhaltigkeit 

im Bauen: Wenn Sie unsere schö-

nen Stadthäuser in Berlin 

anschauen, unsere alten 

Schulen, unsere Gerichte, 

die stehen oft schon über 

100 Jahre, und die werden 

wahrscheinlich auch die 

nächsten 100 Jahre überste-

hen. Ihre Holzhütten, mei-

nen Sie, die stehen auch noch in 100 

Jahren? So viel zum Thema Nachhal-

tigkeit!

[Zuruf von links: 500!]

Der BER wird nicht fertig. Oder doch 

irgendwann? Dort 

ist man zumin-

dest bemüht. Vor 

der Landtagswahl 

heißt es, man wer-

de nun planmäßig 

fertig. Nach der 

Wahl ergaben sich 

bisher immer neue 

Probleme. Was 

den Wohnungsbau 

angeht – wo ist 

denn Frau Lomp-

scher? Jetzt ist sie 

gar nicht mehr da, 

vorhin saß sie auf 

der falschen Seite 

–, scheint es so, 

daß Frau Bause-

natorin noch nicht 

mal bemüht ist. 

Wie anders ist es 

zu erklären, daß 

Frau Lompscher 

es nicht einmal 

schafft, landesei-

gene Grundstücke 

zu bebauen? Ihr 

Verhalten läßt nur 

einen Schluß zu: 

Sie will nicht. Sie 

zieht den Verdacht 

auf sich, auf der Flamme der Unzu-

friedenheit der Wohnungssuchen-

den ihre politische Suppe kochen zu 

wollen. Es geht ihr nicht um die Be-

hebung der Not, sondern es geht ihr 

darum, diese Not zu vergrößern.

Daher ist es dringend geboten, den 

baubereiten Baugenossenschaften 

Liegenschaften zur Verfügung zu stel-

len, damit dort endlich gebaut werden 

kann. Insbesondere an die Kollegen 

von der SPD appelliere ich: Stimmen 

sind Sie dem Antrag der FDP zu! Es 

war in der Lokalpresse zu lesen, daß 

die Sozialdemokratie mit der Bau-

verhinderungspolitik der 

Bausenatorin unzufrieden 

ist. Hier können Sie nun 

Zeugnis ablegen über die 

Ernsthaftigkeit Ihrer da-

mals geäußerten Kritik.

Und der Herr Regierende 

Bürgermeister, der na-

türlich auch nicht da ist: Trauen Sie 

sich, helfen Sie mit, die Stadt und ihre 

Wohnungssuchenden vor den Ma-

chenschaften der Frau Lompscher zu 

schützen! – Danke!

Plenarrede vom 15. August 19: Beschleunigung im Wohnungsbau

Screenshot aus einem Zeitraffer-Video: Die Chinesen stellen Geschwindigkeitsrekorde bei der Er-

richtung von Hochhäusern auf – und was macht Deutschland?

Sie zieht den Verdacht auf sich, 
auf der Flamme der Unzufrieden-
heit der Wohnungssuchenden ihre 
politische Suppe kochen zu wollen.„

“
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Plenarrede vom 29. August 19: Mietendeckel

Greta Thunberg: Müllvermeidung für den Rest der Welt – aber nicht bei mir.

Sehr geehrter Herr Präsident!

Sehr geehrte Damen und Herren!

Der Sommer 2019 war sehr heiß. 

Manche Zeitgenossen – auch von den 

verehrten hier versammelten Volks-

vertretern – haben es, so ist mein 

Eindruck, verabsäumt, Abkühlung 

in einer der städtischen Badeanstal-

ten zu suchen. Stattdessen wollen 

Sie mit Ihren politischen Aktivitäten 

das Weltklima retten. Haben Sie sich 

eigentlich mal darüber Gedanken ge-

macht, mit welchem Anteil an der 

menschengemachten Klimaerwär-

mung Deutschland und hier insbeson-

dere Berlin beteiligt sind?

Ich werde es Ihnen verraten: Wir be-

wegen uns im Promille-Bereich.

[Zuruf von der AfD: Hört, hört!]

Aber davon abgesehen: Berlin ist ja 

schon Klimahauptstadt. Linke, Grü-

ne und Teile der SPD haben – wenn 

auch vergeblich – versucht, den Bau-

abschnitt 16 der A 100 zu torpedieren. 

Das hat gewiß die Frösche, Lurche und 

Jürgen Resch von der Deutschen Um-

welthilfe gefreut. Da fahren noch kei-

ne mit bösen Verbrennungsmotoren. 

Der Flughafen BER wird nicht fertig. 

Er verursacht daher keine schädlichen 

CO2-Ausdünstungen. Und Frau Ge-

nossin Kathrin Lompscher

[Heiterkeit bei der FDP]

erwirbt sich große Verdienste um die 

CO2-Reduzierung. Da sie, anders als 

es ihr Amtstitel sagt, statt zu bauen 

eben nicht baut, bekommt sie be-

stimmt demnächst den Verdienstor-

den am Bande – verliehen von Greta 

Thunberg.

Laßen Sie mich, wenn es soweit ist, 

in der Schar der Gratulanten der erste 

sein. – Danke schön!

Plenarrede vom 29. August 19: Klimahauptstadt Berlin

Frau Präsidentin!

Sehr geehrte Damen und Herren!

Nach dem Studium des Gesetzesvor-

habens zum sogenannten Mietdeckel 

in Berlin habe ich ernsthaft Zweifel, 

daß deren Autoren und Befürworter 

in der Grundschule das Fach Mathe-

matik mit ausreichenden Leistungen 

abgeschloßen haben.

Das wundert nicht weiter, weil die ty-

pische Karriere eines Abgeordneten 

hier den Wechsel von der Schule oder 

Hochschule direkt in eine politische 

Funktion vorsah. Diese Leute, die in 

ihrem Leben nichts anderes gelernt 

haben, als die Aktentasche des Chefs 

zu tragen, bevor sie selbst „Chef“ 

wurden, von diesen Leuten ist auch 

nichts anderes zu erwarten. Wie sagt 

der Volksmund: Vom Ochsen ist nicht 

mehr als Rindfleisch zu erwarten.
Sie leugnen die einfachsten mathe-

matischen Grundbegriffe: Laßen Sie 

mich in Bildern sprechen:

[Steffen Zillich (LINKE): Mathemati-

sche Bilder!]

In einem Dorf wohnen fünfzehn Men-

schen. In dem Dorf gibt es aber nur 10 

Wohnungen. Was ist nun zu tun?

Bausenatorin Lompscher allein zu Haus: 

Will sie den Sozialismus wieder einführen?

Diese Leute, die in ihrem Leben 
nichts anderes gelernt haben, als 
die Aktentasche des Chefs zu tragen „

“
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Folgen des Mietendeckels in der DDR: Kein Geld für Instandhaltung und Sa-

nierung – das führt zu renovierungsbedürftigen und unbewohnbaren Häusern.

Ein Bausenator von der AfD – ver-

mutlich auch von der FDP, der CDU 

und dem vernünftigen Teil der SPD 

– würde sich darüber Gedanken ma-

chen, wie möglichst rasch die benö-

tigten fünf weiteren Wohnungen ge-

baut werden können. Vielleicht würde 

er auch eine sechste Wohnung zum 

Bau vorsehen, um sicherzustellen, 

daß die Mieten nicht uferlos steigen.

Die frühere SED-Genossin Kathrin 

Lompscher weiß hingegen anderen 

Rat. Geschult in Dialektik und den 

ökonomischen Erfahrungen der unter-

gegangenen DDR, will sie das Privat-

eigentum an Wohnungen durch Ent-

eignungen reduzieren. Wir kehren in 

unser Dorf zurück und denken nach:

15 Leute brauchen eine Wohnung. 

Nur 10 sind vorhanden. Nun wird eine 

der 10 Wohnungen oder vielleicht 

auch zwei enteignet und dem Eigen-

tümer weggenommen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen: 

Vermehrt sich durch diese Maßnahme 

die Zahl der Wohnungen?

Mehr Wohnungen gibt es nur durch 

neue Wohnungen. Daher ist der An-

trag der Liberalen gut und richtig und 

findet meine Zustimmung. – Schönen 
Dank!

[Beifall von Franz Kerker (AfD)]

Plenarrede vom 12. September 19: Verlängerung der U-Bahn-Linie 8

Sehr geehrter Herr Präsident!

Sehr geehrte Damen und Herren!

Gleich zu Beginn: Es ist tatsächlich 

an der Zeit, daß in Berlin wieder zu-

sätzliche U-Bahnkilometer gebaut 

werden. – Frau Günther, ich weiß, daß 

Ihnen solche Gedanken fernliegen, 

aber dennoch sind sie richtig.

Nur 42 der Berliner U-Bahnhöfe lie-

gen im Osten unserer Stadt. Das sind 

nur 24,8 Prozent aller 172 Berliner 

U-Bahnhöfe sowie dem einzigen U-

Bahnhof in Brandenburg, dem Bahn-

hof Hönow. Die Verlängerung der U 2 

bringt dem ehemaligen Ost-Berlin ein 

kleines Stück U-Bahn mehr. Das wäre 

doppelt gut. Man ist ja bescheiden ge-

worden in der heutigen Zeit. – All dies 

kann aber nur ein erster Schritt sein, 

denn der Ortsteil Niederschönhausen 

wartet schon seit den Zwanzigerjah-

ren des vergangenen Jahrhunderts auf 

den Anschluß an ein modernes öffent-

liches Verkehrsmittel.

Genauso dringlich ist die Verlän-

gerung der U-Bahn-Linie 8 in das 

Märkische Viertel. Wenn man es 

ernst meint mit der Reduzierung des 

motorisierten Individualverkehrs in 

Berlin, ist ein großzügiger Ausbau 

von U- und S-Bahn unabdingbar. Was 

hat der Senat in den letzten drei Jah-

ren in Sachen Ausbau von U- und S-

Bahn Neues in Angriff genommen? 

– Nichts, gar nichts! Wenn man nach 

der größten verkehrspolitischen Fehl-

Arbeiten an der U-Bahn: Wann wird die U8 verlängert?
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            Ines Schmidt: Verständnis 

für Autoritäten bei den Linken.

leistung der amtierenden, von den 
Grünen gestellten Verkehrssenatorin 
suchen möchte, wird man hier fün-
dig.
Straßenbahnen ausbauen, das ma-
chen Metropolen wie Pjöngjang und 
Havanna – und Berlin. Wenn Sie den 
Aufgaben einer Verkehrssenatorin 
im Land Berlin nicht gewachsen 
sind, dann weiß ich einen Rat, Frau 
Günther: Gehen Sie! Gehen Sie mit 
Gott, aber gehen Sie! Beim WWF ist 
man bestimmt froh, eine solch qua-
lifizierte Mitarbeiterin wie Sie zu-
rückzubekommen. – Danke schön!
[Ines Schmidt (LINKE): Was er-
zählst du denn da, du Kasper? Wie 
gehst du denn mit der Senatorin um? 
Das ist doch der Hammer!]

Plenarrede vom 12. September 19: Mehr Steuerprüfungen

Frau Präsidentin!
Sehr geehrte Damen und Herren! 

Der Regierende Bürgermeister ist mal 
wieder nicht da; überhaupt ist es recht 
leer hier.
Zuruf von Benedikt Lux (GRÜNE)
Ich bin zutiefst beeindruckt von dem 
Fleiß und der Beharrlichkeit, mit der 
der Regierende Bürgermeister in Ber-
lin und im Rest des Landes Steuer-
gerechtigkeit herbeiführen will. Was 
die Steuer- und Abgabenbelastung 
angeht, nimmt Deutschland bereits 
einen Spitzenplatz ein. Aber wir sind 
noch nicht Spitze – das muß sich än-
dern!
Glauben Sie ernsthaft, daß sich bei 
einem weiteren Drehen an der Abga-
benschraube die Wirtschaft dieses ge-
beutelten Landes positiv entwickeln 
würde? – Ich habe da meine Zweifel. 
Eine Verschärfung des Prüfungs- und 
Verfolgungsdrucks der Steuerbürger 
führt eher zu einer Abwanderung der-
jenigen, die noch etwas Produktives 
beizutragen haben.
Es gibt in diesem Land noch solche 
Bundesländer, in denen keine R2G-

Wirtschaftsexperimente die Belast-
barkeit des Steueresels prüfen. Auch 
in Frankreich und Österreich bei-
spielsweise ist der Finanzminister ge-
nügsamer als hierzulande. Die Kuh, 
die Sie melken möchten, wollen Sie 
lieber schlachten, damit Sie auch ein-
mal ein T-Bone-Steak auf den Teller 
bekommen!
Der große britische Staatsmann Win-
ston Churchill hat einmal gesagt: Das 
Einzige, was Sozialisten von Geld 
verstehen, ist, daß sie das von anderen 
ausgeben wollen. – Mein Appell daher 
an alle Mitglieder dieses Hohen Hau-

ses: Stimmen Sie diesem Antrag nicht 
zu! – Insbesondere meine eindringli-
che Bitte an die vernünftigen Damen 
und Herren Sozialdemokraten: Ver-
weigern Sie sich diesem Griff in die 
Taschen anderer! Verweigern Sie sich 
diesem Griff in die Taschen derer, die 
noch etwas leisten! Der Wirtschaft 
und damit den Arbeitsplätzen wäre es 

zuträglicher, mit der gleichen Phanta-
sie, mit der Sie hier Steuerflüchtlinge 
verfolgen wollen, Pläne zu erarbeiten, 
wie die Steuerlast der Werktätigen zu 
senken sei. – Danke schön!
[Vereinzelter Beifall bei der AfD]

Geht es um Steuern, ist er in Gefahr: Der Humor

Die Kuh, die Sie mel-
ken möchten, wollen 
Sie lieber schlachten.„

“
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Die Siemensbahn ist seit dem Reichsbahnstreik 1980 außer Betrieb. Eine Reaktivierung würde viele Pendler entlasten.

Plenarrede vom 12. September: Reaktivierung der Siemensbahn

Frau Präsidentin!
Sehr geehrte Damen und Herren!

Von 1929 bis 1980 waren die Anwoh-
ner der sogenannten Siemensbahn an 
ein schnelles und privilegiertes Nah-
verkehrsmittel an-
geschlossen. – Das 
war einmal. Blen-
den wir zurück 
in das Jahr 1980! 
Die Reichsbahn mit Sitz in der da-
maligen DDR verweigerte ihren im 
Westteil Berlins angesiedelten Arbeit-
nehmern angemessene Löhne. Ja, der 
SED-Staat – dessen Erbe die verehr-
ten Damen und Herren, die Kollegen 
und Kolleginnen der Linken mitunter 
verschämt pflegen – beschimpfte die 
Streikenden als Terroristen. Die Sie-
mensbahn wurde daraufhin stillge-
legt, und das blieb bis heute so.
Nun wundere ich mich sehr darüber, 

daß ein Senat, der mit der Forderung 
angetreten ist, den ÖPNV in Berlin 
auszubauen, nicht schon längst auf 
den Gedanken gekommen ist, die 
Siemensbahn wieder in Betrieb zu 
nehmen. Dazu bedarf es nun der Op-

position, diesmal in Gestalt der FDP. 
– Frau Günther! Was haben Sie denn 
in den letzten drei Jahren gemacht, 
außer Autofahrer zu terrorisieren?
[Torsten Schneider (SPD): Ach!]

Mit der S-Bahn scheinen Sie es ja 
nicht so zu haben – warum eigentlich? 
Wird Ihnen bei der Reisegeschwin-
digkeit von 50 Kilometern pro Stunde 
schwindlig?
Bei der Wiederinbetriebnahme der 
Siemensbahn darf es nicht bleiben. 

Sie muss weiter nach Westen geführt 
werden und Stadtquartiere und Vor-
orte an das schienengebundene Nah-
verkehrssystem anbinden, die heute 
nicht von der S 5 und der U 7 erreicht 
werden. Tausende von brandenburgi-

schen Pendlern 
wären froh und 
dankbar, wenn 
sie an einem Vor-
ortbahnhof ihr 

Auto stehen lassen könnten, um mit 
einem modernen und schnellen Ver-
kehrsmittel die Innenstadt erreichen 
zu können. Dazu sollten die Züge der 
Siemensbahn über Jungfernheide hi-
naus auf die Ringbahn weitergeleitet 
werden.
Da ist fantasievolle Planungsarbeit 
gefragt. – Frau Günther! Kommen 
Sie endlich Ihren Amtspflichten nach 
und beenden Sie Ihr Straßenbahn- 
wachkoma! – Danke schön!

Der SED-Staat – dessen Erbe die 
... Linken mitunter verschämt pflegen – 

beschimpfte die Streikenden als Terroristen.„
“
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Große Rhetoriker aus dem Deutschen Bundestag

Jürgen Möllemann (FDP): Der leidenschaftliche Fallschirmspringer wollte „lieber einen Einzelstern“ springen, als 
sich an einer Sechserstern-Formation zu beteiligen und kam dabei durch einen manipulierten Fallschirm zu Tode.

Zunächst CDU-Mitglied, wechselte Jürgen Möllemann 
1970 zur FDP. Unter seiner Führung schaffte die FDP 2000 
mit 9,8% den Wiedereinzug in den nordrhein-westfälischen 
Landtag. Möllemann wollte eine neue Partei gründen, weil 
er der Meinung war, daß Deutschland „eine neue Politik“ 
brauche – „Deutschland fängt an, auf Pump zu leben, im 
Ausland und bei den kommenden Generationen.“ Daß er 
sich Feinde geschaffen hatte, war ihm bewusst: „Ich weiß, 
daß manche bei meinen Sprüngen nur so lange geklatscht 
haben, wie der Fallschirm noch zu war.“

Franz Josef Strauß: CSU-Patriarch mit 
beinharter Rhetorik.
„Irren ist menschlich, aber immer irren 
ist sozialdemokratisch“
Über die FDP 1977: „Ein Schwanz, der 
gleichzeitig mit zwei Hunden wedelt“

Herbert Wehner (SPD): 34 Jahre und 57 
Ordnungsrufe im deutschen Bundestag.
„Es gibt Würstchen in diesem Parla-
ment, die sind den Mostrich nicht wert, 
den man auf sie streichen müsste, um 
sie genießbar zu machen.“

Rainer Barzel (CDU): Die STASI verhin-
derte 1972 seine Kanzlerschaft.
„Wer nicht handelt, wird behandelt.“
„Ich glaube, daß der Euro ein Flop wird 
und damit auch die europäische Idee ba-
den geht.“

Franz Josef Strauß war 27 Jahre lang 
Vorsitzender der CSU und war eine 
prägende Figur der deutschen Politik. 
Er warnte schon 1986 davor, daß mit 
rot-grün die bürgerliche Vernunft, der 
Wohlstand und das Ansehen Deutsch-
lands verloren gehen würden. Seine 
Politik trägt heute noch Früchte – zu-
mindest in Bayern. Er baute die Bun-
deswehr auf, schrieb als Bundesfi-
nanzminister eine schwarze Null und 
machte aus dem Agrarland Bayern 
einem modernen Industriestandort.

Der aus Ostpreußen stammende CDU-Ab-
geordnete Rainer Barzel ist eine tragische 
Figur der Deutschen Politik. Er scheiterte 
1972 und 1974, Bundeskanzler zu werden. 
Seine Reden sind Zeugnis eines außerge-
wöhnliches analytisches und rhetorisches 
Talents. Er hätte der CDU ein sozialpoli-
tisches Gesicht verleihen können: „Wenn 
jemand mit dem Ellenbogen arbeitet, dann 
sind es heute die Ausbeuter des Sozialstaa-
tes, die den wirklich Bedürftigen mehr als 
nur den Sitzplatz in den öffentlichen Ver-
kehrsmitteln streitig machen.“

Der Sozialdemokrat Herbert Wehner war 
„sowohl Strauß als auch seinen Mitsträu-
ßen“ ein erbitterter Gegner. Seine anar-
chistisch-kommunistische Vergangenheit 
hing ihm bis zum Ende seiner Mitglied-
schaft im Bundestag an. Dennoch war er 
maßgeblich am Kurswechsel der SPD 
hin zu einer realpolitischen Volkspartei 
beteiligt. Die „größte parlamentarische 
Haubitze aller Zeiten“ erfand mit dem 
„Düffeldoffel“, wie er Kanzler Kohl ein-
mal nannte, sogar ein neues Schmäh-
wort.
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Plenarrede vom 26. September: Verfolgung von Falschparkern

Verehrte Frau Präsidentin!

Sehr geehrte Damen und Herren!

Unsere geschätzte Verkehrssenatorin 

Frau Regine Günther hält sich sehr 

darauf zu Gute, nicht nur dem fließen-

den, sondern auch dem ruhenden Ver-

kehr zu Leibe zu rücken.

Es reicht ihr nicht, mit Straßenbahn-

phantasien, wie sie sonst nur in Pjöng-

jang und Havanna gepflegt werden, 
Autofahrerstraßen zu vernichten, 

nein, mittels weißer Farbe, Blumen-

kübeln und liebevoll rot-weiß gestri-

chenen Vollpfosten will sie den spär-

lichen Parkraum weiter beschneiden.

Frau Günther! Nehmen Sie doch end-

lich zur Kenntnis, daß die Zahl der 

Autofahrer sich nicht dadurch redu-

ziert, daß Sie versuchen sie wegzu-

hexen! Wir sind hier weder bei Bibi 

Blocksberg noch bei Ottfried Preuß-

lers Kleiner Hexe.

Die Autos sind da und es werden im-

mer mehr. Ob Ihnen das nun gefällt 

oder nicht! Immer mehr Parkverbots-

zonen auszuweisen reduziert den ru-

henden Verkehr nicht. Ich weiß, mit 

den Realitäten tun Sie sich schwer, 

weil Sie nicht Ihren kruden Mobilitäts-

verweigerungsphantasien entsprechen.

Nun die Ordnungsmacht in Gestalt der 

Polizei und des Ordnungsamtes auszu-

schicken, um die von Ihnen zwangs-

kriminalisierten Autofahrer abzukas- 

sieren, grenzt schon nach Ansicht 

vieler Menschen die ich kenne, an 

Schutzgelderpreßung. Dabei hätte 

doch die Polizei weiß Gott andere, 

dringlichere Aufgaben zu erfüllen: Ich 

denke da zum Beispiel an die rechts-

freien Zonen, die sich in der Rigaer 

Straße oder im Görlitzer Park etabliert 

haben.

Frau Günther, ich darf Sie an Ihre Auf-

gaben erinnern? – Es ist Ihre Pflicht, 
auch für einen auskömmlichen ruhen-

den Verkehr zu sorgen! Ja, Frau Gün-

ther, die Berliner haben nämlich nicht 

alle einen Privatparkplatz zu Hause 

und einen bei der Arbeit. Sie müßen 

sich im Unterschied zu manch einem, 

der hier Wasser predigt, ihren Park-

platz auf öffentlichem Straßenland 

suchen.

Ironischerweise wird das Versagen 

der Verkehrssenatorin scheinbar in 

den Umfragen der SPD als der Par-

tei zugerechnet, die den Regierungs-

chef stellt. – Herr Müller! Herr Saleh! 

Herr Schneider! Wie lange wollen Sie 

sich diesen Mühlstein am Hals, diesen 

Klotz am Bein noch leisten? Wie tief 

muß die SPD in den Umfragen noch 

sinken, bevor Sie sich Ihrer früheren 

Stammwählerschaft erinnert?

[Ah! von den GRÜNEN]
Mir kann das durchaus Recht sein. 

Was glauben Sie denn, wem die frü-

heren SPD-Wähler in wesentlichem 

Umfang heute die Stimme geben?

[Dr. Wolfgang Albers (LINKE): Ihnen 
sicher nicht! – Zuruf von Christian 
Gräff (CDU)]

Eine Politesse vergibt Strafzettel an Falschparker: Geht es dabei in Berlin noch um die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung?

Es grenzt an Schutz-
gelderpreßung.„ “
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Frau Präsidentin!

Sehr geehrte Damen und Herren!

Immer wieder begegnen uns Wich-

tigtuer, die sich darin gefallen, den 

Widerstand gegen das nationalsozia-

listische Terrorregime heute, wo es 

ungefährlich ist, nachzuholen. Dem 

Historiker Sebastian Haffner wird man 

wohl nicht vorwerfen können, rechts 

zu sein. Im Gegenteil, er unterstützte 

1969 im Bundestagswahlkampf die 

SPD. Im Gegensatz zu allen, die ich 

hier sehe, hat er Deutschlands dun-

kelste Zeit persönlich miterlebt. Sei-

nem Urteil kann man also vertrauen.

Der Reichspräsident Paul von Hin-

denburg war, so Haffner, die einzige 

Chance, welche die fragile Weimarer 

Republik je hatte. Er war es nämlich, 

der die bis dahin republikfeindliche 

Rechte, die DNVP, und teilweise die 

DVP, mit der Republik versöhnte. 

Beide hingen bis dahin der Monarchie 

an und wollten sie restaurieren.

Hindenburg macht man heute zum 

Vorwurf, er habe Hitler mit der Regie-

rungsbildung beauftragt. Gewiß, das 

ist unverzeihlich. Aber, was hätte er 

tun sollen?

[Carsten Schatz (LINKE): Der Arme!]

Die republik- und demokratiefeindli-

chen Parteien NSDAP und KPD be-

saßen im Reichstag die Mehrheit.

[Oh! von der LINKEN]

Die Alternative dazu wäre ein Mili-

tärputsch gewesen, wie ihn Hitlers 

Vorgänger als Reichskanzler, General 

Kurt von Schleicher, ins Auge gefasst 

hatte oder eine Restaurierung der Mo-

narchie.

Ich frage mich, warum Regierende 

Bürgermeister wie Ernst Reuter und 

Willy Brandt in ihrer Zeit als Regie-

rende Bürgermeister nicht auf den 

Gedanken gekommen sind, Hinden-

burg die Ehrenbürgerschaft zu entzie-

hen. Herr Müller! Sind Sie wirklich 

der Meinung, ihren beiden verdienst-

vollen Vorgängern hier ein histori-

sches Versagen vorwerfen zu müßen? 

Ausgerechnet Sie, der die SPD in den 

Umfragen auf 20 Prozent herunter-

gewirtschaftet hat? Was Sie hier ver-

anstalten, ist ja nicht nur, Hindenburg 

die Ehrenbürgerschaft zu entziehen, 

sondern Sie verabreichen Ernst Reu-

ter und Willy Brandt eine schallende 

moralische Ohrfeige.

Die Linke, deren Vorgänger PDS und 

SED durch eine Zwangsvereinigung 

von KPD und SPD im Unrechtsstaat 

DDR entstand, deren organische Vor-

gänger die KPD war, hat in den Zwan-

ziger- und Dreißigerjahren daran mit-

gewirkt, die Weimarer Republik zu 

zerschlagen. Sie hat dabei mehrfach 

mit den Nationalsozialisten gestimmt. 

Das fing 1928 an, als die Kommunis-

ten und Nazis im Reichstag gemein-

sam das Gesetz zur Einführung einer 

Arbeitslosenversicherung ablehnten, 

und führte bis zum BVG-Streik der 

Nazis und Kommunisten 1932.

Die SED, die sich mehrfach umbe-

nannte, die Kommunisten, sind nach 

dem Urteil des ersten SPD-Vorsitzen-

den der Bundesrepublik, Kurt Schu-

macher, rotlackierte Nazis. Diesem 

Urteil schließe ich mich an. Niemand 

in diesem Hohen Hause braucht von 

Ihnen einen historischen Nachhilfe-

unterricht. Zuerst fest an die eigenen 

Nase fassen, bevor man woanders 

reinredet. Stellen Sie sich Ihrer eige-

nen Vergangenheit! Da haben Sie ge-

nug zu tun. – Danke!

[Vereinzelter Beifall bei der AfD – 

Beifall von Kay Nerstheimer (frak-

tionslos)]

Plenarrede vom 14. November: Hindenburgs Ehrenbürgerschaft

Reichspräsident Paul von Hindenburg: Den „rotlackierten Nazis“ ein Dorn im Auge.


